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Drucksache V/1617 


Der Bundesminister 
für Wohnungswesen und Städtebau 

III B 5 - R 08 - 20 Bad Godesberg, den 5. April 1967 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: öffentlich geförderte Eigentumsmaßnahmen im Woh- 
nungsbau 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Baier^ Dr. Hesberg, 
Biechele, Dr. Geißler, Kühn (Hildesheim), Röhner und 
Genossen 

- Drucksache V/1521 - 


Namens der Bundesregierung nehme ich zu der Kleinen Anfrage 
wie folgt Stellung: 

1. Wie groß war in den Jahren 1966 in den einzelnen Ländern der 
prozentuale Anteil an öffentlich geförderten Eigentumswohnun- 
gen in Familienheimen und Mehrfamilienhäusern (einschließlich 
Wohnungseigentum) gegenüber dem Anteil an öffentlich ge- 
förderten Mietwohnungen? 

Von den im Jahre 1966 insgesamt mit öffentlichen Mitteln ge- 
förderten Wohnungen waren 29,3 v. H. Eigentümerwohnungen 
(einschließlich Wohnungseigentum) in Familienheimen und 
Mehrfamilienhäusern (1965: 30,8 v. H.), während auf Mietwoh- 
nungen 70,7 V. H. (1965: 69,2 v. H.) entfielen. Dabei stand einem 
Rückgang des Anteils der Eigentümerwohnungen in Familien- 
heimen von 27,4 V. H. (1965) auf 24,5 v. H. (1966) eine Zunahme 
der Eigentümerwohnungen in Mehrfamilienhäusern - in der 
Hauptsache Eigentumswohnungen - von 2,9 v. H. (1964) über 
3,4 V. H. (1965) auf 4,8 v. H. (1966) gegenüber. 

Einzelheiten über die Entwicklung des Verhältnisses von Eigen- 
tumswohnungen zu Mietwohnungen in den Ländern enthält die 
anliegende Übersicht I. 

2. Wie hoch ist die Zahl der unerledigten Anträge auf Förderung 
von Familienheimen in den einzelnen Ländern zum letzten 
Stichtag? 

Am 30. Juni 1966, dem letzten Stichtag der Statistik der uner- 
ledigten Anträge im öffentlich geförderten Familienheimbau, 
waren nach den Meldungen der Bewilligungs- und Annahme- 
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stellen der Länder Anträge auf Förderung von rd. 111 900 Fami- 
lienheimen unerledigt; das waren rd. 12 000 oder lOv. H. weni- 
ger als zum 30. Juni 1965 (rd. 124 300). 

über die Zahl der unerledigten Familienheimanträge und ihre 
Entwicklung in den Jahren 1965 und 1966 gibt die anliegende 
Übersicht II Aufschluß. 


3. Welche Bemühungen haben die Länder unternommen, um 
einen Abbau der Zahl der unerledigten Anträge auf Förderung 
von Familienheimen zu erreichen? 


In der Zeit zwischen dem 30. Juni 1965 und dem 30. Juni 1966 
sind öffentliche Mittel für den Bau von rd. 49 700 Familien- 
heimen (rd. 68 100 im Vorjahr) bewilligt worden. Von den Mitte 
1966 insgesamt zur Förderung anstehenden Familienheimen 
(rd. 111 900) konnten bis Ende 1966 rd. 23 100 durch Bewilligung 
öffentlicher Mittel gefördert werden (vgl. Übersicht II). 

über ihre Bemühungen um den Abbau der unerledigten An- 
träge auf Förderung von Familienheimen haben die Länder wie 
folgt berichtet: 

Baden-Württemberg 

Für das Bauprogramm 1967 sind die Wohnungsbauförderungs- 
mittel in etwa gleichgroße Kontingente zur Förderung von 
Familienheimen und Eigentumswohnungen und zur Förderung 
von Mietwohnungen gespalten worden, wobei die Mittel - im 
Gegensatz zu bisher - nicht mehr gegenseitig ausgetauscht wer- 
den dürfen. 

Die schon in den Vorjahren durchgeführte Zinsverbilligungs- 
aktion, die zum weitaus überwiegenden Teil dem verstärkten 
Abbau der unerledigten Anträge auf Förderung von Familien- 
heimen dient, wird auch im Bauprogramm 1967 fortgesetzt. 
Durch diese Maßnahme wird der Zinssatz für nichtöffentliche 
Baudarlehen auf die Dauer von 7 Jahren auf 2,5 v. H. (ein- 
schließlich 0,5 V. H. Verwaltungskostenbeitrag) verbilligt. 

Insgesamt entfallen etwa 60 v. H. der im Bauprogramm 1967 mit 
öffentlichen Mitteln oder zinsverbilligten nichtöffentlichen Mit- 
teln geförderten Wohnungen auf Familienheime und eigen- 
genutzte Eigentumswohnungen. 

Bayern 

Von den Mitte 1966 vorliegenden rd. 8700 unerledigten Fami- 
lienheimanträgen konnten von Juli bis Dezember rd. 2200 durch 
Bewilligung öffentlicher Mittel erledigt werden. Da Mitte De- 
zember 1966 jedoch Anträge für mehr als 500 Millionen DM 
öffentliche Baudarlehen, davon rd. 250 Millionen DM für Fami- 
lienheime und Eigentumswohnungen, Vorlagen und im Jahre 
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1967 insgesamt höchstens 12 000 Wohnungen gefördert werden 
können, hält es das Land für unmöglich, den Antragsüberhang 
unter den Stand vom 30. Juni 1966 zu senken. 

Berlin 

In Berlin entspricht die Zahl der jährlich geförderten Familien- 
heime etwa der Zahl der zur Jahresmitte ermittelten Zahl 
unerledigter Förderungsanträge. Verzögerungen bei der Ge- 
währung von öffentlichen Baudarlehen sind allein auf die nicht 
rechtzeitige Beibringung der erforderlichen Unterlagen durch 
die Antragsteller zurückzuführen, 

Bremen 

Die Mitte vorigen Jahres unerledigten Familienheim anträge 
sind inzwischen erledigt worden. Der unerledigte Antragsbe- 
stand hat weiter abgenommen. Besonderer Bemühungen be- 
durfte es hierzu nicht, weil die Bremische Bürgerschaft am 
12. Oktober 1966 die Bereitstellung öffentlicher Mittel für die 
Förderung von mehr als 4000 Wohnungen beschlossen hat. Fa- 
milienheime sollen dabei entsprechend ihrem gesetzlichen Vor- 
rang gefördert werden. 

Hamburg 

Anträge auf Förderung von Familienheimen werden nach Maß- 
gabe ihres Eingangs bei der Hamburgischen Wohnungsbau- 
kasse laufend erledigt. 

Hessen 

Am 30. Juni 1966 lagen 7300 unerledigte Anträge vor. Hiervon 
waren jedoch Anträge für 1985 Familienheime durch Mitteizu- 
teilungen bereits gedeckt. Für eine weitere große Zahl von An- 
trägen konnten Mittel im Rahmen des Wohnungsnotstands- 
programms und des Zonenrandprogramms 1966 bereitgestellt 
werden. Insbesondere im Zonenrandgebiet wurden alle vor- 
liegenden unerledigten Anträge auf Förderung von Familien- 
heimen berücksichtigt, die in einer Entfernung bis zu 20 km von 
der Zonengrenze errichtet werden sollen. 

Für das Baujahr 1967 stehen aus Mitteln des dezentralen Pro- 
gramms bisher bereits 60 Millionen DM zur Verfügung. Um in 
diesem Programm möglichst viele Familienheime für Kinder- 
reiche fördern zu können, sollen zusätzlich aus dem zentralen 
Landesprogramm Mittel für Familienzusatzdarlehen bereit- 
gestellt werden. Für sog, „kreisfremde'' Bauherren stehen 3 Mil- 
lionen DM zur Verfügung, die ausschließlich zur Förderung von 
Familienheimen bestimmt sind. Ferner ist wiederum vorge- 
sehen, eine möglichst große Zahl von Familienheimen im 
Zonenrandgebiet zu fördern. Außerdem werden auch in diesem 
Jahr im Rahmen des Wohnungsnotstandsprogramms und ande- 
rer zentraler Maßnahmen weitere Mittel zur Förderung von 
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Familienheimen, namentlich für Kinderreiche, bereitgestellt 
werden. Allerdings hält das Land trotz seiner Bemühungen 
einen nachhaltigen Abbau der unerledigten Anträge nicht für 
erreichbar. 

Niedersachsen 

Wegen der Finanzlage des Landes und der dadurch notwendi- 
gen Einschränkung des a. o. Haushalts mußte die Bewilligungs- 
tätigkeit der Landestreuhandstelle für den Wohnungsbau erst- 
mals ab Oktober 1965 und verstärkt ab Juli 1966 gedrosselt 
werden. Im 2. Halbjahr 1966 konnten insgesamt nur noch 4500 
Wohnungen mit öffentlichen Mitteln gefördert werden, von 
denen 1820 Wohnungen in Familienheimen und Eigentums- 
wohnungen waren. Ein Abbau der unerledigten Anträge ist bei 
dieser Situation nicht erreichbar, da der hierfür erforderliche 
Mittelbedarf die Möglichkeiten des Landes bei weitem über- 
steigt. 

N ordrheiH'Wes tfalen ^ 

Von den am 30. Juni 1966 unerledigten Anträgen auf Förderung 
von rd. 42 300 Wohnungen in Familienheimen konnten im zwei- 
ten Halbjahr 1966 für rd. 17 000 Wohnungen öffentliche Mittel 
bewilligt werden. Aus restlichen Wohnungsbaumitteln des 
Jahres 1966 können im laufenden Jahr noch 2200 Wohnungen 
in Familienheimen gefördert werden. 

über die im Jahre 1967 zur Verfügung stehenden Wohnungs- 
baumittel sind wegen der noch nicht abgeschlossenen Haus- 
haltsberatungen Angaben nicht möglich. 

Rheinland-Pfalz 

Zum Abbau des unerledigten Antragsbestandes wurden im Sep- 
tember 1966 10 Millionen DM und im März 1967 weitere 28 Mil- 
lionen DM an Landesbaudarlehen zur Verfügung gestellt. Für 
Familienzusatzdarlehen sind aus dem Programm 1967 10 Millio- 
nen DM bereitgestellt worden. 

Saarland 

Unerledigte Anträge kinderreicher Antragsteller und Antrag- 
steller nach § 16 a WoBauG Saar aus dem Jahre 1966 liegen 
nicht mehr vor. 

Die geringfügige Zahl unerledigter Anträge nicht kinderreicher 
Antragsteller aus dem Jahr 1965 wird in 1967 befriedigt werden, 
ebenso ein Teil der Anträge aus 1966 und der in 1967 noch zu 
erwartenden Anträge. 

Schleswig-Holstein 

Von den am 15. Oktober 1966 ermittelten 3426 dringlichen An- 
trägen zur Förderung von Familienheimen werden im Rech- 
nungsjahr 1967 1650 Anträge durch Mittelbereitstellungen er- 
ledigt werden. 
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4. In welcher Weise wird die Bundesregierung bei der Förderung 
des Wohnungsbaues nach § 19 a des Zweiten Wohnungsbau- 
gesetzes der Bemühung um den Abbau unerledigter Anfragen 
auf Förderung von Familienheimen gerecht? 


Die Mittel zur Förderung des Wohnungsbaues nach § 19 a des 
Zweiten Wohnungsbaugesetzes sind erstmals mit Verteilungs- 
schreiben vom 22./28. Dezember 1966 auf die Länder verteilt 
worden. Dabei habe ich den Ländern die bevorzugte Förderung 
von Eigentumsmaßnahmen im Rahmen der in der Vorschrift 
aufgeführten besonderen Verwendungszwecke zur besonderen 
Auflage gemacht, überdies sind 25 Vo der zugeteilten Mittel mit 
der Auflage verteilt worden, sie zur Aufstockung der von den 
Ländern zu gewährenden Familienzusatzdarlehen zu verwen- 
den. 


5. Wie hoch sind derzeit in den einzelnen Ländern die Durch- 
schnittsförderungssätze für Baudarlehen zum Bau von Familien- 
heimen und Mietwohnungen? 


Die derzeitigen Durchschnittsförderungssätze im Rahmen der 
öffentlichen Förderung i. S. des Zweiten Wohnungsbaugesetzes 
haben die Länder - getrennt nach Familienheimen und Miet- 
wohnungen mit 70 qm Wohnfläche - wie folgt angegeben: 


Baden- W ür t temberg 

Familienheime 16 000, — DM 

Mietwohnungen 14 500, — DM 

zuzüglich jeweils 4500,- DM Kapitalmarktdar- 
lehen, die 5 Jahre lang auf 0®/o Zinsen verbil- 
ligt werden. 


Bayern 

Familienheime 13 200, — DM 

Mietwohnungen 12 000, — DM 

zuzüglich Aufwendungszuschüsse von 0,50 DM 
je qm Wohnfläche und Monat auf die Dauer 
von 5 Jahren 


Berlin 

Familienheime 18 150, — DM 

Mietwohnungen 

in ein- bis dreigeschossigen Gebäuden und 
Hochhäusern 14 500, — DM 

in sonstigen mehrgeschossigen Gebäuden 8 000, — DM 

zuzüglich Aufwendungszuschüsse von 0,60 DM 
je qm Wohnfläche und Monat auf die Dauer 
von 5 Jahren 

Bremen 

Die Förderung erfolgt in Form langfristiger 
Aufwendungszuschüsse; diese betragen monat- 
lich für Familienheime 
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in der Form von Kleinsiedlungen 
sonstige 

Mietwohnungen 


180,— DM 
171,50 DM 
156,— DM 


Hamburg 

Familienheime 16 800, — DM 

Mietwohnungen 15 260, — DM 

Zu diesen Sätzen werden Zuschläge nach Be- 
darf gewährt. 


Hessen 


Familienheime 

Mietwohnungen 

zuzüglich befristeter Zinszuschuß auf eine 
Kapitalmarkthypothek von 8000 DM 


13 200,— DM 
12 000,— DM 


Niedersachsen 

Wegen der Haushaltstage des Landes kann die bisherige Drit- 
telfinanzierung (ein Drittel öffentliche Baudarlehen, für je ein 
weiteres Drittel Aufwendungszuschüsse mit einer Laufzeit von 
5 und 15 Jahren) nur noch für die Förderung von Familien- 
heimen aufrechterhalten werden. Mietwohnungen werden nur 
noch mit Aufwendungszuschüssen (zwei Drittel 15jährig, ein 
Drittel 5jährig) gefördert. Die Förderungsbeträge sind für das 
Land einheitlich festgelegt für 

Familienheime auf 24 700, — DM 

Mietwohnungen 22 500, — DM 

Nordrhein-Westfalen 
Familienheime 

in der Form von Kleinsiedlungen 
sonstige 

Mietwohnungen 

zuzüglich Aufwendungszuschüsse bis zu 0,80 
DM je qm Wohnfläche und Monat auf die 
Dauer von 5 Jahren 


15 300,— DM 
14 700,— DM 
13 300,— DM 


Rheinland-Pfalz 

öffentliche Baudarlehen nach Größe und Gemeinden 
Familienheime, Eigentumswohnungen, 

Kleinsiedlungen 16 000, — / 18 400, — DM 

Mietwohnungen 14 500, — / 16 700, — DM 

zuzüglich zinsverbilligter Kapitalmarktdarlehen: 

Familienheime, Eigentumswohnungen 5 500, — DM 


Kleinsiedlungen 

Mietwohnungen 


6 600,— DM 
5 000,— DM 


Saarland 

Familienheime 

Landesbaudarlehen 5 400, — DM 
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zuzüglich Annuitätsdarlehen für eine 
1 b Hypothek in Höhe von 5 400, — DM 

Mietwohnungen 

Landesbaudarlehen 4 500, — DM 

zuzüglich Annuitätsdarlehen für eine ver- 
bürgte 1 b Hypothek in Höhe von 4 500, — DM 

Die Förderungssätze gelten für 70 qm Innenfläche 

Schleswig-Holstein 

Familienheime 
Mietwohnungen 

Einschließlich kapitalisierter Aufwendungszu- 
schüsse von 0,50 DM für Familienheime und 
0,30 DM für Mietwohnungen je qm Wohnfläche 
und Monat auf die Dauer von 5 Jahren. 

Dr. Lauritzen 


20 100,— DM 
18 000,— DM 
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Übersicht I 

Das Verhältnis von Eigentümerwohnungen in Familienheimen und Mehrfamilienhäusern (ein- 
schließlidi Wohnungseigentum) zu Mietwohnungen im öffentlidi geförderten sozialen Wohnungs- 
bau^) der einzelnen Bundesländer 

in v.H. 

ä 1965 I 1966 


Eigentümerwohnungen^) j, Eigentümerwohnungen^) 


Land 

iu 

Familien- 

heimen^) 

in Mehr- 
familien- 
häusern 

Ins- 

gesamt 

Spalten 

1 und 2 

Miet- 

woh- 

nungen 

in 

Familien- 

heimen^) 

in Mehr- 
familien- 
häusern 

i Ins- 
gesamt 
, Spalten 
! 5 und 6 

Miet- 

woh- 

nungen 

1 

2 

3^ 

”4^ 

5 

6 

7 

8 

Baden-Württemberg 

27,7 

3,0 

30,7 

69,3 

28,3 

4,7 

33,0 

67,0 

Bayern 

29,0 

10,1 

39,1 

60,9 

27,6 

13,3 

40,9 

59,1 

Berlin (West) 

! 5,5 

8,2 

13,7 

86,3 

4,2 

6,6 

10,8 

89,2 

Bremen 

26,0 

6,2 

32,2 

67,8 

13,8 

1,4 

15,2 

84,8 

Hamburg 

1 13,6 

2,7 

16,3 

! 83,7 

• 14,8 

2,7 

' 17,5 

82,5 

Hessen 

28,5 

0,4 

28,9 

71,1 

30,7 

1,3 

. 32,0 

68,0 

Niedersachsen 

38,2 

1,9 

40,1 

59,9 

37,4 

1,0 

! 38,4 

' 61,6 

Nordrhein-Westfalen 

26,0 

1,9 

27,9 

72,1 

. 24,2 

4,8 

29,0 

1 71,0 

Rheinland-Pfalz 

47,3 

0,6 

47,9 

52,1 

51,9 

0,6 

52,5 

^ 47,5 

Saarland 

77,1 

0,5 

77,6 

22,4 

83,8 

5,7 

, 89,5 

; 10,5 

Schleswig-Holstein 

35,1 

0,9 

36,0 

64,0 

27,4 

1,1 

28,5 

71,5 

Insgesamt 

27,4 

3,4 

30,8 

69,2 

24,5 

4,8 

; 29,3 

70,7 


i 


•) aufgrund der Bewilligungsbescheide 
einschließlich Wohnungseigentum 
einschließlich sonstiger Einfamilienhäuser 

Übersicht II 


Die Zahl der unerledigten Anträge auf Förderung von Familienheimen 
und die tatsächlich mit öffentlichen Mitteln geförderten Familienheime in den Ländern 


Land 

Die Zahl der unerledigten 
Anträge auf Förderung von 
Familienheimen zum Stichtag 
30. Juni 

Tatsächlich mit öffentlichen Mitteln 
geförderte Familienheime 









von Juli 1965 

2. Halbjahr 


1965 

1966 

bis 







Juni 1966 

1965 

1966 

Baden- Württemberg 

17 382 

8 134 

4 374 

2 867 

2 065 

Bayern 

8 377 

8 732 

7 119 

4616 

2216 

Berlin (West) 

1 431 

764 

768 

448 

396 

Bremen 

1 241 

288 

959 

594 

266 

Hamburg 

939 

542 

1 294 

668 

853 

Hessen 

7 320 

7 302 

4 620 

3 324 

2 252 

Niedersachsen 

34 766 

34 571 

4316 

2 409 

1 659 

Nordrhein- Westfalen 

39 894 

38 286 

19 264 

16 255 

9 405 

Rheinland-Pfalz 

3 356 

3 958 

2 209 

1 331 

1 159 

Saarland 

3 101 

2 697 

1 659 

1 328 

910 

Schleswig-Holstein 

6 472 

6 625 

3 114 

1 428 

1 920 

Insgesamt 

124 279 

1 1 1 899 

49 696 

35 268 

23101 
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